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Problemstellung und Schlussfolgerungen



Bewegung auf der Seidenstraße Chinas »Belt and Road«-Initiative als Anreiz für zwischenstaatliche Kooperation und Reformen an Zentralasiens Grenzen Das Pekinger Seidenstraßen-Forum, das die chinesische Regierung im Mai 2017 veranstaltete, lenkte die internationale Aufmerksamkeit ein weiteres Mal nachdrücklich auf Chinas globale Seidenstraßeninitiative (»Belt and Road«-Initiative). Mit ihr will das Land sowohl seine internationale Legitimität stärken als auch seine geopolitische Macht ausbauen. Europas Sicht auf die Initiative ist ambivalent: Einerseits verspricht sie einen gewissen Mehrwert, zum Beispiel Investitionen in die europäische Infrastruktur. Andererseits konnten schon zuvor bestehende Meinungsverschiedenheiten zwischen China und den europäischen Staaten auch auf dem Forum nicht beseitigt werden. China war nicht bereit, von den Europäern geforderte Grundsätze in das Schlusskommuniqué aufzunehmen, allen voran Garantien für freien Handel und fairen Wettbewerb, Transparenz sowie soziale und ökologische Nachhaltigkeit. Deshalb verweigerten europäische Staaten, unter ihnen Deutschland, Frankreich und Großbritannien, ihre Unterschrift unter den Abschlusstext. Zentralasiens Regierungen haben dagegen ein weniger zwiespältiges Verhältnis zu der chinesischen Initiative. Die Präsidenten Kasachstans, Kirgistans und Usbekistans nahmen am Forum teil und unterzeichneten das Kommuniqué. Das liegt an der großen Bedeutung, die China mittlerweile in Zentralasien hat, aber auch am starken Interesse der Staaten, von der Neuen Seidenstraße zu profitieren. Bis auf Weiteres ist ausgeschlossen, dass die EU offizieller Partner der chinesischen Initiative wird, weil sich die Interessen und Normen Chinas und der EU auf der globalen Ebene zu sehr unterscheiden. In vielen Regionen, darunter Zentralasien, spielt die Initiative aber schon jetzt eine große Rolle und wird dies auch auf längere Sicht tun. Angesichts unklarer internationaler Allianzen sollten die europäischen Staaten daher versuchen, gemeinsame außenpolitische Interessen mit China in spezifischen Themenfeldern oder Regionen zu identifizieren. Seit langem gehört es zu den Interessen und Zielen der EU-Zentralasienpolitik, zwischenstaatliche Kooperation und ein effizientes Grenzmanagement zu SWP Berlin Bewegung auf der Seidenstraße August 2017
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Problemstellung und Schlussfolgerungen



fördern. Bislang konnten hier indes nur bescheidene Erfolge erzielt werden. Chinas Seidenstraßeninitiative steht in engem Bezug zu Grenzen und grenzüberschreitendem Handel. Dabei fordert China ausdrücklich bestimmte Reformen von den zentralasiatischen Staaten, macht ihnen aber auch zahlreiche Angebote. Deshalb stellt sich die Frage, ob die chinesische Initiative zusammen mit weiteren Faktoren die Bereitschaft zu Reformen und Kooperation an Zentralasiens Grenzen erhöht. Trifft dies zu, könnte es sich für die Europäische Union als vorteilhaft erweisen, ihre Kompetenz und ihr Expertenwissen einzusetzen und ihr Engagement in diesem Bereich auszubauen. Mangelnde Kooperation und ineffiziente Grenzen bilden ein Hindernis für den Silk Road Economic Belt (SREB), die eurasische Teilkomponente der Seidenstraßeninitiative. Ein wichtiges Element des SREB ist der Plan, Exportgüter per Schnellzug von China nach Westeuropa zu transportieren. Langfristig möchte China rund ein Prozent aller Güter nach Europa auf dem Landweg ausführen. Mit seiner Initiative verfolgt das Land strategische, geopolitische Ziele, außerdem ist sie das große außenpolitische Projekt des chinesischen Präsidenten Xi Jinping. Entsprechend hoch ist das Interesse der Regierung an einem Erfolg. Damit sich der schnelle Gütertransit auf Dauer rentiert, sind Reformen und bessere Kooperation an Zentralasiens Grenzen unabdingbar. Die Chancen für eine Veränderung der Kooperationsmuster und für Reformen an den Grenzen der zentralasiatischen Länder stehen heute weitaus besser als in den ersten beiden Dekaden von deren Unabhängigkeit. Erstens sind Kasachstans und Usbekistans Wachstumsmodelle an ihre Grenzen gestoßen, so dass beide Staaten inzwischen unter hohem Reformdruck stehen. Zweitens ist die politische Herrschaft in Zentralasien mittlerweile stärker institutionalisiert und eröffnet damit auch Spielraum für partielle Reformen. Drittens ist China seit Anfang des Jahrhunderts zu einem mächtigen Akteur in der Region aufgestiegen, ist anders als Russland aber an besserer innerregionaler Kooperation in Zentralasien interessiert, selbst wenn sich diese nur auf der bilateralen Ebene abspielt. Viertens schließlich bietet der SREB zahlreiche Anreize für Reformen und mehr Kooperation an den Grenzen. In seinen offiziellen Strategiedokumenten propagiert Peking bestimmte Politiken, die den schnellen Transit ermöglichen sollen, etwa eine effiziente Grenzverwaltung und vertrauensvolle nachbarschaftliche Beziehungen der Staaten. Kasachstan und Usbekistan haben sich offiziell zur »Belt and Road«-Initiative bekannt SWP Berlin Bewegung auf der Seidenstraße August 2017
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und erhalten großzügige Kredite für Infrastrukturprojekte. Kasachstan kann zudem mit umfangreichen Investitionen rechnen. Zwar hat China auf jegliche Form der Konditionalität verzichtet, aber konkrete Anreize und Mechanismen für den Transfer von Institutionen geschaffen. All dies bedeutet nicht, dass Reformen nun unausweichlich stattfinden werden. Gänzlich entziehen können sich die zentralasiatischen Staaten der Initiative allerdings nicht mehr. Insofern lautet die weiterführende Frage eher, wie umfassend, mühsam und langwierig die Reformen sein werden. Das wiederum hängt davon ab, wie stark das Interesse der Staaten an ihnen ist und mit welchen Widrigkeiten sie bei der Umsetzung zu kämpfen haben werden. Für Deutschland und die EU könnte es sich lohnen zu diskutieren, welche gemeinsamen Interessen mit China bestehen und wie sich Synergien nutzen ließen, um die Reformen positiv zu beeinflussen. China arbeitet zwar bereits mit Expertenorganisationen zusammen. Die EU hat jedoch den Vorteil, auf Wissen und Erfahrungen aus einer institutionalisierten Zusammenarbeit in der Region zurückgreifen zu können, nämlich aus ihrem langjährigen Projekt zu Grenzreformen in Zentralasien. So böte sich an, dass die EU die Kooperation auf technischer Ebene ausbaut. Deutschland könnte sich im Rahmen des Engagements der EU beispielsweise für Reformen an der usbekischkasachischen Grenze einsetzen. Weil diese in jedem Fall schwierig sein werden, sollte das Thema nicht allein auf Expertenebene behandelt werden. Deswegen sollte die EU gemeinsam mit den zentralasiatischen Staaten und China zusätzlich einen politischen Dialog organisieren, der sich den Reformen auch auf Regierungsebene widmet. Das könnte die Reformgegner innerhalb der Staaten bremsen und den Reformern Rückenwind geben. Dabei sollte sich der Blick besonders auch auf Usbekistan richten. Zwar signalisiert das Land unter dem neuen Präsidenten große Reformbereitschaft, hat aber ausgesprochen hohe Hürden zu überwinden. Nicht nur sind die Reformanreize in vielerlei Hinsicht geringer als für Kasachstan, auch der Weg ist steiniger. Mit zahlreichen Rückschlägen ist zu rechnen. Auch für die regionale Stabilität ist es wichtig, dass Usbekistan im Vergleich zu Kasachstan wirtschaftlich nicht weiter ins Hintertreffen gerät und dass die regionale Ungleichheit nicht noch stärker wächst.



Einleitung



Einleitung



Die hier aufgeworfenen Fragen sind mit drei Debatten verknüpft, die derzeit in der europäischen Außenpolitik geführt werden. Erstens geht es um die Interessen der EU im Hinblick auf die chinesische Seidenstraßeninitiative. Zweitens steht die inhaltliche Ausgestaltung der EU-Zentralasienpolitik für die kommenden Jahre zur Diskussion. Drittens wird zu klären sein, wie der aktuelle Wandel in Zentralasien zu bewerten ist, besonders die wirtschaftlichen Umbrüche, der Reformimpetus und der Einfluss externer Akteure. Die umfassendste und intensivste dieser drei Debatten dreht sich um die chinesische »Belt and Road«Initiative, auch bekannt als »Initiative Neue Seidenstraße«. Seit diese von Peking öffentlich verkündet wurde, hat sie sich stark weiterentwickelt und deutliche Konturen angenommen. Mit dem SeidenstraßenForum im Mai 2017 konnte die chinesische Regierung die internationale Aufmerksamkeit abermals auf ihr globales Projekt lenken. 1 Die europäische Debatte dazu kreist vor allem um geo- und handelspolitische Themen sowie um Infrastrukturfragen. Ob die Initiative europäischen Interessen nutzt oder schadet, darüber gehen die Meinungen auseinander. Manche sehen in ihr Gefahren für die EU, etwa durch das 16+1Format, das China mit einigen osteuropäischen EUMitgliedstaaten betreibt, oder durch Chinas wachsende globale Macht. 2 Andere wiederum erhoffen sich von der Initiative auch Vorteile für Europa. 3 Schon 1 Tom Hancock, »China Encircles the World with One Belt, One Road Strategy«, in: Financial Times, 3.5.2017; Hendrik Ankenbrand, »Der Welthandel soll über Chinas Seidenstraße rollen«, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 13.5.2017, (eingesehen am 22.5.2017). 2 Stephan Scheuer, »China will ›neue Seidenstraße‹ nach Osteuropa«, in: Handelsblatt, 24.11.2015, (eingesehen am 14.12.2016); »EU Investigates Chinese High-speed Rail Project in Hungary and Serbia«, in: Gbtimes, 20.2.2017, (eingesehen am 20.2.2017). 3 Alex Capri, »Here Are 5 Ways China’s New Silk Road Is Good for Western Companies«, in: Forbes, 9.2.2017, (eingesehen am



heute gehören beispielsweise europäische Logistikfirmen zu ihren Nutznießern. 4 In dieser Studie wird der geo- oder handelspolitische Kontext jedoch allenfalls am Rande betrachtet. Schwerpunkt sind die Auswirkungen der Seidenstraßeninitiative auf institutionelle Reformen in Zentralasien. Die zweite Debatte betrifft die Zentralasienpolitik der EU. Den institutionellen Rahmen für das Engagement der EU in der Region bildet ihre Zentralasienstrategie, die 2007 unter Federführung Deutschlands formuliert und 2015 überarbeitet wurde. Am 19. Juni 2017 beschloss der Rat der Europäischen Union, bis Ende 2019 eine neue Zentralasienstrategie auszuarbeiten, die dann ab 2021 gültig sein wird. 5 Eine wichtige Frage lautet, inwiefern sich die EU stärker auf Politikfelder und Themen konzentrieren sollte, die sowohl im Interesse der Regime in Zentralasien liegen als auch mit den Interessen und Werten der Union übereinstimmen. Erörtert wird zudem, inwieweit die EU ähnliche Interessen verfolgt wie externe Großmächte. Im Vergleich mit anderen externen Akteuren kann die EU einige Vorteile für sich verbuchen. Sie besitzt mehr Erfahrung und Sachkenntnis in der technischen Zusammenarbeit mit Zentralasien als China. Zwar konnte die EU mit ihrem langjährigen Programm zu den Grenzreformen in Zentralasien (Border Management Programme in Central Asia, BOMCA) nur bescheidene Ergebnisse erzielen. Trotzdem verfügt sie durch das Programm über spezifisches Wissen zu den besonderen Schwierigkeiten vor Ort. Auch wenn die EU insgesamt nur begrenzten Einfluss hat, könnte sie ihr außenpolitisches Engagement effektiver gestalten, indem sie nach Interessenkohärenzen mit den einflussreichen Großmächten Ausschau hält. Grenzreformen liegen nicht nur im Interesse der zentralasiatischen 9.2.2017); Jacopo Maria Pepe, China’s Inroads into Central, Eastern, and South Eastern Europe. Implications for Germany and the EU, Berlin: Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP), 23.3.2017 (DGAP Analyse Nr. 3), (eingesehen am 22.5.2017). 4 Zu den beteiligten Firmen gehören DB Schenker und DHL. 5 Council of the European Union, Council Conclusions on the EU strategy for Central Asia, Brüssel, 19.6.2017, (eingesehen am 17.7.2017).
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Staaten, sondern auch Chinas. Damit eng verbunden ist die dritte Debatte. Diskutiert wird, wie sich der in letzter Zeit zu beobachtende Wandel in Zentralasien bestimmen lässt und wie tiefgreifend er sein wird. Die Studie dreht sich um die Frage, ob die »Belt and Road«-Initiative Reformen und mehr Kooperation an den Grenzübergängen Kasachstans und Usbekistans wahrscheinlicher macht. Es geht also um den Wandel oder die Veränderung von Institutionen. Diese werden hier in einem breiten historisch-soziologischen Sinne verstanden, und zwar als »formelle und informelle Verfahrensweisen, Routinen, Normen und Gebräuche, eingebettet in die Organisationsstruktur der Politik oder politischen Ökonomie«. 6 Politische Institutionen existieren nicht vollkommen autonom von der Gesellschaft, sondern werden durch gesellschaftliche Symbolsysteme, Wahrnehmungsmuster und Vorstellungen von Moral beeinflusst. 7 Institutionelle Reformen innerhalb eines Landes können auf innere und äußere Faktoren zurückgeführt werden. Ohne innenpolitische »Reformkoalition« innerhalb der politischen Eliten dürften Reformen kaum zustande kommen. Das gilt auch für autoritäre Systeme, was an einer oft übersehenen Paradoxie des Autoritarismus liegt: Je mehr Macht und Entscheidungsbefugnisse ein autoritärer Herrscher besitzt, desto abhängiger wird er von seinen Mitarbeitern. Sie liefern ihm Informationen und kontrollieren die Umsetzung von Entscheidungen. Um Reformen durchund umzusetzen, benötigt er Unterstützer in Politik und Bürokratie, die an diesen Reformen interessiert sind. Das stellt sich in der Praxis oft schwieriger dar als gemeinhin angenommen. 8 Auch wenn die Interessen innenpolitischer Akteure maßgeblich für institutionelle Reformen sind, hängen diese oft auch von externen Faktoren ab. 9 Neue Gesetze 6 Peter A. Hall/Rosemary C. R. Taylor, »Political Science and the Three New Institutionalisms«, in: Political Studies, 44 (1996) 5, S. 936–957 (938). 7 Vgl. ebd., S. 947. 8 In der Transformationsforschung der 1990er Jahre war dagegen die Annahme verbreitet, autoritäre Herrscher könnten prinzipiell jede beliebige Entscheidung treffen und umsetzen. Als erster hat Carothers diese These in Frage gestellt: Thomas Carothers, »The End of the Transition Paradigm«, in: Journal of Democracy, 13 (2002) 1, S. 5–21. 9 Damit hat sich die Diffusions- und Europäisierungsforschung beschäftigt. Kurt Weyland, »Theories of Policy Diffusion: Lessons from Latin American Pension Reform«, in: World Politics, 57 (2005) 2, S. 262–295; Tanja A. Börzel/ Thomas Risse, »From Europeanisation to Diffusion: Introduction«, in: West European Politics, 35 (2012) 1, S. 1–19.
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und Regulierungen in einem ökonomisch starken Land etwa können ähnliche Reformen in Ländern nach sich ziehen, die auf den Handel mit diesem Land angewiesen sind. Größere Staaten versuchen zuweilen auch bewusst, Einfluss auf Gesetzesvorhaben in kleineren Staaten zu nehmen, indem sie Anreize schaffen oder Zwang ausüben. Auch das Prestige einer Großmacht kann kleinere Staaten dazu bringen, Institutionen und Politiken dieser Macht zu kopieren. 10 Bei der Analyse des Einflusses der chinesischen »Belt and Road«-Initiative auf die zentralasiatischen Staaten spielen beide Arten von Faktoren eine Rolle. So haben wirtschaftliche Umbrüche den Reformdruck auf Kasachstan und Usbekistan erhöht. Das wirkt sich auf die innenpolitische Konstellation von Reformern und Reformgegnern aus. Hinzu kommen zwei wichtige externe Faktoren: zum einen der Aufstieg Chinas als regionale Großmacht in Zentralasien, die sich von Russland deutlich unterscheidet, zum anderen die »Belt and Road«-Initiative als Anreizinstrument für Reformen und Kooperation.



Externe Akteure in Zentralasien: EU, Russland und USA China ist mittlerweile der ökonomisch bedeutendste externe Akteur in Zentralasien. Ebenfalls eine Rolle spielen Russland und in geringerem Maße die EU, die USA sowie Japan und die Türkei. Zunehmend treten neue Akteure wie Südkorea und Indien, künftig vielleicht auch der Iran als regionale Mitspieler auf. Tabelle 1: Kasachstan, Handel in Mrd. Euro, 2016 Handelspartner



Russland



China



EU



USA



Export



3,17



3,81



16,7



0,56



Import



8,25



3,31



5,2



1,15



Quelle: Europäische Kommission.



Tabelle 2: Usbekistan, Handel in Mrd. Euro, 2016 Handelspartner



Russland



China



EU



USA



Export



0,63



1,37



0,17



0,09



Import



1,9



1,97



1,72



0,31



Quelle: Europäische Kommission. 10 Benjamin O. Fordham/Victor Asal, »Billiard Balls or Snowflakes? Major Power Prestige and the International Diffusion of Institutions and Practices«, in: International Studies Quarterly, 51 (2007) 1, S. 31–52.



Externe Akteure in Zentralasien: EU, Russland und USA



Die EU und ihre Mitgliedstaaten sind externe Akteure mit begrenztem Einfluss in der Region. Vor allem mit Kasachstan unterhält die EU enge Handelsbeziehungen. Das Volumen des kasachischen Handels mit Europa im Jahre 2014 betrug 30,6 Milliarden Euro, mit Deutschland 5 Milliarden Euro. Ein Großteil davon entfällt auf den Ölexport. Wegen des Ölpreisverfalls ist das Handelsvolumen im Jahre 2016 auf 17,9 Milliarden Euro gefallen. 11 Mit Kasachstan hat die EU 2015 ein erweitertes Partnerschaftsabkommen unterzeichnet. Auf eher niedrigem Niveau halten sich die Handelsbeziehungen der EU mit den vier anderen Ländern Zentralasiens – Kirgistan, Usbekistan, Tadschikistan und Turkmenistan. Die EU gehörte zu den ersten externen Akteuren, die sich die Förderung des regionalen Handels und die Erleichterung des Transports auf die Fahnen geschrieben hatten. Einige der nun auch von China genutzten Korridore des Programms für regionale wirtschaftliche Zusammenarbeit in Zentralasien (Central Asia Regional Economic Cooperation Program, CAREC) fußen auf der Vorarbeit durch das EU-Programm TRACECA (Transport Corridor Europe-Caucasus-Asia). 12 Mit der Zentralasienstrategie, die 2007 federführend von Deutschland ausgearbeitet wurde, hat die EU ihre Beziehungen zu der Region auf eine formellere Ebene gehoben. 13 Die Strategie hatte zum Ziel, sowohl den Beziehungen höhere symbolische Bedeutung zu geben als auch konkrete Schwerpunkte für das Engagement der EU festzulegen. Sieben Bereiche der Zusammenarbeit wurden definiert: 1) Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit, gute Regierungsführung und Demokratisierung, 2) Jugend und Bildung, 3) Ökonomische Entwicklung, 4) Energie und Transport, 5) Umweltschutz, 6) Bekämpfung gemeinsamer Bedrohungen, 7) interkultureller Dialog. Eine Reihe unterschiedlicher Programme ist mit der Strategie verbunden, so die Rechtsstaatsinitiative, das Grenzschutzprogramm (Border Management Programme in Central Asia, BOMCA) und 11 European Commission, European Union, Trade in Goods with Kazakhstan, 3.5.2017, (eingesehen am 9.5.2017). 12 Marlène Laruelle/Sébastien Peyrouse, Regional Organisations in Central Asia: Patterns of Interaction, Dilemmas of Efficiency, Bischkek: University of Central Asia, Institute of Public Policy and Administration, 2012 (Working Paper Nr. 10/2012), (eingesehen am 10.8.2016). 13 Europäischer Rat, Die EU und Zentralasien: Strategie für eine neue Partnerschaft, 2007, (eingesehen am 8.12.2016).



Kasten 1: TRACECA, CAREC, BOMCA Chinas »Initiative Neue Seidenstraße« ist weder die einzige noch die erste Initiative, die der Förderung des Handels und wirtschaftlicher Zusammenarbeit im eurasischen Raum dienen soll. TRACECA (Transport Corridor Europe-Caucasus-Asia) ist eine 1998 in Baku gegründete, bis heute bestehende Initiative der Europäischen Kommission. Mitglieder sind alle Staaten in Zentralasien und dem Südkaukasus außer Turkmenistan. Ihr Ziel ist es, mit Hilfe internationaler Transportkorridore den Handel innerhalb der Region und mit Europa zu fördern. TRACECA konnte einige Erfolge bei technischen Aspekten verzeichnen, aber keinen Fortschritt im institutionellen Bereich. Das CAREC-Programm (Central Asia Regional Economic Cooperation) wurde 1997 auf Betreiben der Asian Development Bank ins Leben gerufen. Neben allen fünf zentralasiatischen Staaten nehmen auch China, Pakistan, Afghanistan und die Mongolei an CAREC teil. Es verfolgt ähnliche Ziele wie TRACECA, ist jedoch auf die Konnektivität mit den asiatischen Nachbarn Zentralasiens ausgerichtet. Das Programm gilt als erfolgreich, was Festlegung, Entwicklung und Monitoring von Transportkorridoren in Zentralasien betrifft. Der Abbau von Handelsbeschränkungen gelang mit CAREC aber bisher nicht. BOMCA (Border Management Programme in Central Asia) ist ein Programm der EU, mit dem die Grenzverwaltung in Zentralasien verbessert werden soll. Schwerpunkte des Engagements sind mittlerweile die Unterstützung bei der technischen Modernisierung der Grenzanlagen sowie die Ausbildung von Personal. In der Praxis konzentriert man sich eher auf Grenzsicherheit denn auf Handelserleichterung.



das Drogenaktionsprogramm (Central Asia Drug Action Programme, CADAP). 14 Im Jahre 2015 wurde die Zentralasienstrategie überprüft, womit auch eine Steigerung des Projektbudgets um 56 Prozent auf über eine Milliarde Euro für den Zeitraum 2017–2021 einherging. 15 Neben der politisch-wirtschaftlichen Zusammenarbeit unter dem Dach der Zentralasienstrategie ist Europa auch in Gestalt der Europäischen 14 Andrea Schmitz, »The Central Asia Strategy: An Exercise in EU Foreign Policy Making«, in: Alexander Warkotsch (Hg.), The European Union and Central Asia, London 2014, S. 11–21. 15 Rat der Europäischen Union, Beziehungen zu Zentralasien. Schlussfolgerungen des Rates zur Strategie der EU für Zentralasien Rat, Brüssel, 22.6.2015, .
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Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (European Bank for Reconstruction and Development, EBRD) in der Region präsent. Im Jahre 2015 war sie an Finanzierungsprojekten in Höhe von 1,4 Milliarden Euro beteiligt, unter anderem im Infrastrukturbereich. 16 Russland, der ehemalige regionale Hegemon, ist wirtschaftlich und sicherheitspolitisch, aber auch kulturell immer noch stark mit der Region verbunden. Zwar verlor das Land seine Position als bedeutendster Handelspartner und Investor an China, spielt in Zentralasien aber immer noch eine wesentliche Rolle. So ist Russland nach wie vor Kasachstans zweitwichtigster Handelspartner. Sicherheitspolitisch ist Russland in mehrfacher – und ambivalenter – Hinsicht für die Region relevant. Es fungiert als sicherheitspolitischer Garant für die autoritären Regime der Region und dominiert die Organisation des Vertrags über kollektive Sicherheit (OVKS), die wichtigste militärische Organisation im postsowjetischen Raum, der Usbekistan und Turkmenistan jedoch nicht angehören. Die Annexion der Krim hat aber auch den zentralasiatischen Regimen vor Augen geführt, dass Loyalitätsverweigerung gegenüber dem einstigen Hegemon eine gefährliche sicherheitspolitische Konfrontation zur Folge hätte. Anders als im Fall der Ukraine zeichnet sich für Russland in Zentralasien allerdings keine Integrationskonkurrenz ab, weder mit der EU noch mit China. Die Eurasische Wirtschaftsunion (EAWU) ist Russlands regionales Projekt, das es in erster Linie zusammen mit Kasachstan vorangetrieben hat. Es handelt sich um die erste Regionalorganisation im postsowjetischen Raum, die wirtschaftliche Integration anstrebt und dafür einen gemeinsamen Binnenmarkt geschaffen hat sowie gemeinsame Außenzölle erhebt. Aufgrund der Wirtschaftskrise in Russland konnte die EAWU aber noch nicht an Fahrt gewinnen. Kasachstan musste bereits erhebliche ökonomische Verluste durch die Integration in Kauf nehmen. 17 Die USA waren vor allem in den 1990er Jahren ein wichtiger sicherheitspolitischer und ökonomischer Akteur in der Region, besonders im Ölgeschäft. Nach 16 Svitlana Pyrkalo, »EBRD Investment in Central Asia Reaches Record €1.4 Billion in 2015«, European Bank for Reconstruction and Development, 13.1.2016, (eingesehen am 15.12.2016). 17 Vjačeslav Polovinko, »Sojuz obrečennych« [Union der Fremdbestimmten], in: Novaja Gazeta, 13.1.2016, (eingesehen am 10.8.2016).
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2001 sahen die USA Zentralasien hauptsächlich im Kontext der Bemühungen um eine Stabilisierung Afghanistans. Sie unterhielten zwei Militärbasen in Usbekistan und Kirgistan, die jedoch 2005 beziehungsweise 2014 geschlossen wurden. Es war Hillary Clinton, die erstmals 2011 bei ihrem Besuch in Indien die Idee einer Seidenstraßeninitiative skizzierte. Damit wollten die USA mehrere geopolitische Ziele verfolgen, nämlich die Abhängigkeit Zentralasiens von Russland reduzieren, den Iran schwächen und die Türkei stärken. Allerdings wurde Clintons Idee nie in eine politische Strategie Washingtons überführt und diente eher als Metapher für das US-amerikanische Engagement in Zentralasien. 18 Die jüngste Kooperationsinitiative der USA ist das sogenannte 5+1-Format. Bei den Treffen der zentralasiatischen Außenminister mit dem damaligen US-Außenminister John Kerry ging es auch um Handelsfragen. Unter Trump zeichnet sich bislang keine spezifische Zentralasienpolitik ab. Für Zentralasien ist allerdings das Verhältnis zwischen den USA und Russland relevant. Eine mögliche Annäherung der beiden Großmächte wird dort kritisch betrachtet. 19 Regionale Kooperation und staatliche Reformen wurden von den externen Großmächten unterschiedlich beeinflusst. Russlands vorrangiges Interesse war und ist eine (post-)hegemoniale Kontrolle über die Staaten Zentralasiens, aber nicht die innerregionale Kooperation. Mit dem Beitritt zur Zentralasiatischen Union 2005 hat Russland dazu beigetragen, dieses regionale Projekt zu beenden. Den USA wiederum wird ein prinzipielles Interesse an regionaler Zusammenarbeit nachgesagt, doch faktisch haben sie diese nicht gefördert. Die EU schließlich hat sich klar zur Förderung von Kooperation und Reformen bekannt, aber ihr Einfluss in der Region hat sich als zu gering erwiesen, um hier fundamentale Interessensveränderungen in Gang zu setzen. China ist damit der erste externe Akteur, der nicht nur über große Macht und beträchtliche Ressourcen verfügt, sondern auch grundsätzliches Interesse an mehr innerregionaler Kooperation hat.



18 Marlène Laruelle, »The US Silk Road. Geopolitical Imaginary or the Repackaging of Strategic Interests?«, in: Eurasian Geography and Economics, 56 (2015) 4, S. 360–375. 19 »Trevožnye ožidanija na postsovetskom prostranstve« [Banges Erwarten im postsowjetischen Raum], in: Nezavisimaja Gazeta, 20.1.2017, (eingesehen am 10.3.2017).



25 Jahre schwierige Beziehungen



Der Kontext: Wirtschaftliche Umbrüche, Institutionalisierung, Aufstieg Chinas



Äußere Reformanreize und innere Reformbereitschaft in Kasachstan und Usbekistan müssen heute in einem neuen Licht betrachtet werden. Erstens ist der Reformdruck gestiegen, denn beide Staaten leiden unter einer strukturell bedingten Wirtschaftskrise, welche die Finanzierung der staatlichen Herrschaft gefährdet. Usbekistans innere Krise wird zusätzlich durch regionale Prozesse verschärft, allen voran die Etablierung der Eurasischen Wirtschaftsunion. Zweitens haben die zentralasiatischen Staaten aber auch an Handlungsfähigkeit gewonnen. Anders als noch in den 1990er Jahren ist es ihnen gelungen, ihre Innen- und Außenpolitik zu institutionalisieren. Die Fähigkeit, politische Projekte und damit auch Reformen umzusetzen, ist heute prinzipiell größer als in den Jahren nach den jeweiligen Unabhängigkeitserklärungen. Drittens ist die Zeit seit Anfang des Jahrtausends durch Chinas Aufstieg in Zentralasien gekennzeichnet. Was Macht in der Region anbelangt, kann China es mit Russland mittlerweile durchaus aufnehmen.



Vor allem Usbekistan setzte auf Autarkie und versuchte seine Abhängigkeiten durch ökonomische Entflechtung so weit wie möglich zu verringern, woraufhin Kasachstan dem Beispiel zuweilen notgedrungen folgte. So traten immer wieder Konflikte bei grenzüberschreitenden Strom- und Gaslieferungen auf. 22 Zu Sowjetzeiten gab es ein gemeinsames zentralasiatisches Stromnetz, das auch heute noch grenzüberschreitenden Stromhandel prinzipiell ermöglicht. Allerdings hatte Usbekistan schon früh seine Verbindungen zu diesem regionalen Stromnetz getrennt und damit auch Tadschikistan davon abgeschnitten. Kasachstan vollzog diesen Schritt offiziell nicht, doch der kasachische Stromnetzbetreiber traf Vorkehrungen, um das Land binnen weniger Stunden aus dem regionalen Netz auszuklinken. 23 Auch die Wirtschaftsbeziehungen sind nur schwach ausgeprägt, Handel und Investitionen gering. Usbekistan beließ es nicht dabei, seine Wirtschaft abzuschotten, sondern schloss häufig Grenzen oder beschränkte ohne Vorankündigung den Export bestimmter Waren. 24 Auf dem Index of Economic Freedom der



25 Jahre schwierige Beziehungen Die Beziehungen zwischen Kasachstan und Usbekistan seit ihren Unabhängigkeitserklärungen 1991 sind vor allem durch Usbekistans Abschottung und Kooperationsverweigerung geprägt. Zwar haben die beiden Staaten inhaltlich weitreichende Abkommen unterzeichnet, doch diese wurden nie implementiert. Dabei gleicht der 1998 unterzeichnete »Vertrag über die ewige Freundschaft« 20 fast schon einem Integrationsprojekt. Die Staaten sicherten sich gegenseitige Hilfe bei Gefahren für die Unabhängigkeit, Souveränität und territoriale Integrität zu, was auch militärische Unterstützung einschloss. Außerdem vereinbarten sie, sich in regionalen und globalen Fragen politisch abzustimmen. 21 20 Der Vertrag wurde auch von Kirgistan unterzeichnet, ist aber kein multilaterales Dokument. Parlament Respubliki Kazachstan, O ratifikacii Dogovora o večnoj družbe meždu Respublikoj Kazachstan i Respublikoj Uzbekistan [Ratifizierung des Vertrags über ewige Freundschaft zwischen der Republik Kasachstan und der Republik Usbekistan], 1999. 21 Farkhod Tolipov, »Uzbekistan and Kazakhstan: Competi-



tors, Strategic Partners or Eternal Friends?«, in: Central AsiaCaucasus Analyst, 9.8.2013, (eingesehen am 11.8.2016). 22 Der kasachische Stromnetzbetreiber kritisierte, Usbekistan habe immer wieder binnen kurzer Zeit die vereinbarten Volumina überzogen, so dass häufig Netzstörungen im südlichen Kasachstan aufgetreten seien. Vasilij Ivanov, »Dlja vychoda iz ob’edinennoj ėnergosistemy CA Kazachstanu nužno neskol’ko dnej« [Um aus dem Vereinten Energiesystem Zentralasiens auszusteigen, benötigt Kasachstan nur wenige Tage], in: Panorama, 9.12.2011, (eingesehen am 4.8.2016). 23 »KEGOC vystupaet za razdel’nyj režim raboty ot ėnergosistem Uzbekistana« [KEGOC fordert Unabhängigkeit vom Energiesystem Usbekistans], KEGOC (kasachischer Stromnetzbetreiber), 21.12.2001, (eingesehen am 9.8.2016). 24 Vgl. »Uzbekistan ograničil ėksport fruktov i ovoščej v Kazachstan« [Usbekistan hat den Export von Früchten und Gemüse nach Kasachstan beschränkt], in: 365info, 16.11.2015, (eingesehen
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Der Kontext: Wirtschaftliche Umbrüche, Institutionalisierung, Aufstieg Chinas



Heritage Foundation belegte Usbekistan im Jahr 2017 Platz 148 (Kasachstan: Platz 42). 25 Beide Staaten haben zwar ein Freihandelsabkommen geschlossen, doch hat es bislang nur wenig Bedeutung. 26 Usbekistan setzt Zölle gezielt dafür ein, die Ausfuhr verarbeiteter Produkte zu fördern und die Einfuhr solcher Erzeugnisse zu verhindern, die auf dem eigenen Markt hergestellt werden. Um die heimische Produktion und Exportwirtschaft zu schützen, werden teilweise Importzölle von bis zu 120 Prozent erhoben, etwa für Autos. 27 Ausländische Investitionen sind nur im Exportsektor möglich, wobei die Investoren mit dem Verbot der Währungskonvertierung sowie einem staatlich regulierten Wechselkurssystem zu kämpfen haben. 28 Handelshemmend wirkte auch Usbekistans schwieriges Verhältnis zu internationalen Verträgen, wie das Beispiel des TIR-Systems (Transports Internationaux Routiers) zeigt. Die TIR-Konvention regelt den internationalen Straßengütertransport und ermöglicht einen vereinfachten und kostengünstigen Transit per LKW durch teilnehmende Transitstaaten. Usbekistan ist Mitglied der TIR-Konvention, hält sich jedoch nicht an die Vereinbarungen. So besteht es zum Beispiel auf der Konvoipflicht für LKWs. 29 Hinzu kommen hohe Zölle für Einfuhr und Transit. Während Kasachstan die Gebühren für die Ein- und Ausreise eines LKWs von ungefähr 200 US-Dollar im Jahre 2000 auf rund



am 12.12.2016). 25 Der Index misst Faktoren in den Bereichen Rechtsstaatlichkeit, Staatsausgaben und Steuern, regulatorische Effizienz und Marktzugang. Heritage Foundation, 2017 Index of Economic Freedom: Kazakhstan, (eingesehen am 9.12.2016). 26 Das gilt für die meisten handelspolitischen Verträge, siehe Asian Development Bank (ADB), Central Asia. Increasing Gains from Trade through Regional Cooperation in Trade Policy, Transport, and Customs Transit, Manila 2006, S. 41. 27 Bahodir Ganiev/Yuliy Yusupov, Uzbekistan: Trade Regime and Recent Trade Developments, Bischkek: University of Central Asia, Institute of Public Policy and Administration, 2012 (Working Paper Nr. 4/2012), S. 11–13. 28 Pauline Jones Luong, »Political Obstacles to Economic Reform in Uzbekistan, the Kyrgyz Republic, and Tajikistan: Strategies for Moving Ahead«, in: Clinton R. Shiells/Sarosh Sattar (Hg.), The Low-income Countries of the Commonwealth of Independent States. Progress and Challenges in Transition, Washington, D.C., 2004, S. 203–236. 29 Diese Information basiert auf einem Interview mit einem Handelsexperten in Bischkek, September 2016. Die TIR-Konvention wurde unter Koordination der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (UNECE) ausgearbeitet und wurde 1978 in Kraft gesetzt. Usbekistan trat 1995 bei.



SWP Berlin Bewegung auf der Seidenstraße August 2017



12



100 US-Dollar im Jahre 2010 gesenkt hat, verlangt Usbekistan dafür nach wie vor etwa 300 US-Dollar. 30 Die starke wirtschaftliche Abschottung Usbekistans wird unterschiedlich beurteilt. Zuweilen sprechen Beobachter vom »usbekischen Wunder«, da das Land relativ unbeschadet durch die internationalen Finanzkrisen gekommen ist und eine eigene Industrie aufbauen konnte. 31 Andere wiederum beklagen die extreme Intransparenz und die hohen langfristigen menschlichen und ökonomischen Kosten des usbekischen Wirtschaftsmodells. 32 Allerdings gelten die von Usbekistan bereitgestellten Daten als wenig vertrauenswürdig, so dass man bei der Einschätzung der wirtschaftlichen Situation Vorsicht walten lassen sollte. 33 Kasachstan hingegen hat von Anfang an eine Politik der Öffnung gegenüber ausländischen Investitionen betrieben und versucht, sich auf der internationalen Bühne als verlässlicher Partner zu präsentieren. Seit 2015 ist es Mitglied der WTO, eine Mitgliedschaft in der OECD wird angestrebt. 34 Tatsächlich sind die ausländischen Direktinvestitionen in Kasachstan mit die höchsten im postsowjetischen Raum. Die Gründe für die völlig unterschiedlichen Wirtschaftsmodelle liegen vor allem in den Staatsbildungsprozessen nach der Unabhängigkeitserklärung. Kasachstans Industrie befand sich bis 1991 in russischem Besitz. Für Weiterbetrieb und Modernisierung 30 Elena Kulipanova, International Transport in Central Asia: Understanding the Patterns of (Non-) Cooperation, Bischkek: University of Central Asia, Institute of Public Policy and Administration, 2012 (Working Paper Nr. 2/2012), S. 15f. Zu diesen formalen Gebühren kommen notwendige informelle Zahlungen an der Grenze. 31 Richard Pomfret, Central Asia since 1991: The Experience of the New Independent States, Paris: OECD Development Centre, 2003 (Working Paper Nr. 212), (eingesehen am 9.12.2016). 32 Zu Menschenrechtsverletzungen in Usbekistan vgl. z.B. Hugh Williamson, »Nicht länger wegschauen«, in: Neue Zürcher Zeitung, 21.9.2016, 
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